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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie 


1. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung für die Versorgung des geplanten For- 
schungsreaktors München II mit hochangerei- 
chertem Uran und für die Entsorgung des abge- 
brannten Brennstoffs, wenn eine Belieferung und 
Rücknahme durch die Vereinigten Staaten nicht 
in Betracht kommt? 


2. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, bestehende Fehlinvestitionen durch 
Forschung und Entwicklung bereits patentierter 
Produkte zukünftig zu verhindern, um dadurch 
Marktanteile zurückzugewinnen und Wettbe- 
werbspositionen aufzubauen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


3. Abgeordnete 

Ingrid 

Köppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welchen Inhalt hatten das von dem iranischen 
Minister Fallahian anläßlich seiner Unterredun- 
gen Anfang Oktober 1993 mit dem Staatsminister 
im Bundeskanzleramt, Bernd Schmidbauer, 
- ausweislich eines Protokollvermerks des Bun- 
deskanzleramtes hierüber - vorgetragene „Pa- 
ket" von „Maximalforderungen" sowie die von 
Staatsminister Bernd Schmidbauer daraufhin 
angeregten Maßnahmen zur „politischen Scha- 
densbegrenzung" nach dem „Mykonos"- Atten- 
tat, und welche dieser wechselseitigen Vor- 
schläge sind inzwischen realisiert worden? 


4. Abgeordnete 

Ingrid 

Köppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann wird der Staatsminister im Bundeskanz- 
leramt, Bernd Schmidbauer, - auch unter Berück- 
sichtigung des Rücktritts seines Amtsvorgängers 
Ende 1991 aufgrund unzutreffender Auskünfte 
gegenüber dem Deutschen Bundestag - die ge- 
botenen Konsequenzen aus dem Umstand zie- 
hen, daß er auf mehrfache Anfragen im Deut- 
schen Bundestag, ob die geführten Unterredun- 
gen mit dem iranischen Minister Fallahian im 
Oktober 1993 sich auch auf den „Mykonos" -Pro- 
zeß bezogen hätten, unzutreffend geantwortet 
hat? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie 
und Senioren 


5. Abgeordneter 

Michael 

Habermann 

(SPD) 


Wie hat sich das durchschnittliche Existenzmini- 
mum für Kinder nominal und prozentual seit dem 
1. Juli 1991 entwickelt? 


6. Abgeordneter 

Michael 

Habermann 

(SPD) 


Welche Belastung für die öffentlichen Haushalte 
hätte sich aus einer Gleichbehandlung aller 
Familien aufgrund des 1990 ergangenen Verfas- 
sungsgerichtsurteiles zur Höhe der Steuerfrei- 
stellung des Existenzminimums für Kinder erge- 
ben? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


7. Abgeordnete 

Uta 

Würfel 

(F.D.P.) 


Sieht die Bundesregierung bei allen ca. 190 
homöopathischen Ausgangssubstanzen ein 
gleichartiges toxikologisches Potential, das eine 
unterschiedslose Prüfung der Toxizität rechtferti- 
gen würde? 


8. Abgeordnete 

Uta 

Würfel 

(F.D.P.) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Verstöße gegen ein Anwendungsverbot 
oder eine Anwendungsrestriktion bestimmter 
Homöopathika zu erfassen und zu ahnden? 




Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


9. Abgeordneter 

Friedhelm Julius 
Beucher 

(SPD) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen oder was hat sie bereits unternommen, 
um die Einreise deutscher Neonazis nach Süd- 
afrika, die die Ausübung eines Anschlages auf 
Nelson Mandela zum Ziel haben, zu verhindern? 
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10 . Abgeordneter 

Friedhelm Julius 
Beucher 


(SPD) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen oder hat sie bereits unternommen, um 
ihre Erkenntnisse über Aktionen und Aufenthalt 
deutscher Rechtsradikaler in Südafrika an die für 
die Sicherheit Nelson Mandelas und weiterer 
gefährdeter Personen zuständigen südafrikani- 
schen Stellen weiterzugeben? 


11 . Abgeordneter 

Claus 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister des Auswärti- 
gen bei seinem Besuch in den USA vor einer Auf- 
hebung des einseitig gegen die muslimischen 
Bosniaken wirkenden Waffenembargos und vor 
einer Verschärfung des Handelsembargos gegen 
Serbien gewarnt hat, und wie sind solche Äuße- 
rungen zutreffendenfalls mit dem am selben Tag 
im Deutschen Bundestag zutage getretenen Wil- 
len des Parlaments vereinbar, jede nur erdenk- 
liche rechtlich mögliche Maßnahme zu unterstüt- 
zen, die den Serben die Fortsetzung ihrer Massa- 
ker erschwert? 


12 . Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Kühler 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, einen Beitrag gemeinsam mit anderen 
europäischen Staaten zu einer politischen Lösung 
in Ruanda, einem Land, mit dem Deutschland 
historisch und aktuell eng verbunden ist, zu 
leisten, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung für humanitäre Hilfsaktionen in 
Ruanda? 


13 . Abgeordnete 

Dr. Elke 

Leonhard-Schmid 

(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung die Verifizie- 
rung der im Kaufvertrag über die 39 Kriegsschiffe 
und 3 U-Boote enthaltenen einschränkenden 
Verwendungsklausel für die indonesischen 
Streitkräfte zu gewährleisten, und welche diplo- 
matischen und wirtschaftlichen Maßnahmen 
plant die Bundesregierung für den Fall, daß es zu 
einem vertragswidrigen Einsatz der deutschen 
Kriegswaffenlieferungen kommt? * ) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


14 . Abgeordneter 
Konrad 
Weiß 
(Berlin) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
den Informationen der Presse ein, daß eine kurdi- 
sche Asylbewerberfamilie in die Türkei ab ge- 
schoben worden ist und der 34jährige Familien- 
vater Ramazan C. unmittelbar nach seiner 
Ankunft auf dem Flughafen in Istanbul festge- 


*) siehe hierzu Frage 4 1 
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nommen und ins Gefängnis geworfen wurde, wo 
er offenbar drei Tage lang mit Elektroschocks 
gequält und gefoltert worden sein soll, und wel- 
che Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
daraus für die Abschiebung von Kurden in die 
Türkei? 


15 . Abgeordneter 
Konrad 
Weiß 
(Berlin) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Fälle sind der Bundesregierung in der 
letzten Zeit bekanntgeworden, in denen es zu 
Haft, Folter und Repressalien gegen aus Deutsch- 
land in die Türkei abgeschobene kurdische 
Volksangehörige gekommen ist, und welche Ver- 
handlungen hat die Bundesregierung bis jetzt mit 
der Türkei über einen sogenannten Abschiebe- 
vertrag, der Abschiebungen von kurdischen 
Volksangehörigen ermöglicht, geführt? 


16 . Abgeordneter 

Wolfgang 

Lüder 

(F.D.P.) 


Welche Angaben kann die Bundesregierung zum 
Verfassungsschutzbericht 1993, Berichtsteil Spio- 
nageabwehr, Nr. 7 „Festnahme und Verurtei- 
lung" dazu machen, wie viele der vom General- 
bundesanwalt eingeleiteten Ermittlungsverfah- 
ren im Jahr 1993 bzw. bis zum Jahr 1993 einge- 
stellt worden sind oder mit Freispruch geendet 
haben? 


17 . Abgeordneter 

Wolfgang 

Lüder 

(F.D.P.) 


Warum hat die Bundesregierung ihre vom Bun- 
desministerium des Innern in der 76. Sitzung des 
Innenausschusses am 29. September 1993 gege- 
bene Zusage, derartige Angaben in den Verfas- 
sungsschutzbericht 1993 aufzunehmen (Protokoll 
des Innenausschusses, Seiten 76/21 und 23), nicht 
eingehalten? 


18. Abgeordneter 

Ortwin 

Lowack 

(fraktionslos) 


Sieht die Bundesregierung nun einen besonderen 
Sinn darin, den Präsidenten des Bundesamtes, 
aus dem das Technische Hilf s werk vor drei Jah- 
ren ausgegliedert wurde und dessen kontroverse 
Haltung zum THW bekannt ist, mit einem wichti- 
gen Votum bei der angestrebten grundlegenden 
Neukonzeption des Katastrophen- und Zivil- 
schutzes zu betrauen, bei dem es auch besonders 
um die Arbeitsmöglichkeiten des THW geht? 


19 . Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die bevorste- 
hende Gründung eines sogenannten „Traditions- 
vereins der NVA" vor dem Hintergrund einer 
möglichen Gefahr für die innere Sicherheit? 
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20. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Welche Länder sind für die wachsende Aktivität 
östlicher Nachrichtendienste in der gegen deut- 
sche Unternehmen gerichteten Wirtschaftsspio- 
nage (Verfassungsschutzbericht 1993) verant- 
wortlich, und welche Konsequenzen beabsichtigt 
die Bundesregierung zu ergreifen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


21. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Durchfüh- 
rung eines Programms „Elektronische Besteue- 
rung" mit dem Ziel einer computergestützten 
Bearbeitung von Steuererklärungen in der Steu- 
erbehörde, einer automatischen Erfassung der 
nicht in elektronischer Form eingehenden 
Steuererklärungen sowie einer Abfassung und 
Einreichung elektronischer Steuererklärungen 
vom Steuerbürger und Steuerberater, um zu einer 
besseren Steuerverwaltung zu kommen, und was 
gedenkt sie zu tun, um dies zu erreichen? 


22. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Erfahrun- 
gen in den USA mit der elektronischen Steuerver- 
waltung, die als großes Projekt seitens der ameri- 
kanischen Steuerverwaltung beabsichtigt ist, und 
gedenkt sie aus diesen Erfahrungen Konsequen- 
zen für die Steuerverwaltung in Deutschland zu 
ziehen? 


23. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Welche Steuereinnahmen ließen sich durch die 
Besteuerung des Flugbenzins für Charter- und 
Linienflüge unter Zugrundelegung des jährhch 
durch die zivile Luftfahrt verbrauchten Flugkraft- 
stoffs für innerdeutsche Flüge und für den inter- 
nationalen Luftverkehr erzielen? 


24. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung aus ökologischen und 
ökonomischen Gründen auf die Erhebung von 
Steuern für Flugbenzin drängen, wenn 1997 die 
Überprüfung der entsprechenden EG-Richtlinie 
ansteht, und wird sie sich für die Besteuerung nur 
der Inlandflüge wie in Schweden oder auch für 
die Besteuerung der Interkontinentalflüge wie 
beispielsweise in den amerikanischen Staaten 
Florida, Kahfornien, Washington und New York 
einsetzen? 
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25. Abgeordneter 

Manfred 

Kolbe 

(CDU/CSU) 


Vor dem Hintergrund, daß auf dem Betriebs- 
grundstück der Döbelner Maschinen- und Anla- 
genbau GmbH heute Grundpfandrechte in Höhe 
von 6 Mio. DM eingetragen sind, die einen weite- 
ren Verkauf und damit Weiterbetrieb der Firma 
fast unmöglich machen, und angesichts der Tat- 
sache, daß vor der erstmaligen Privatisierung 
durch die Treuhandanstalt die Grundstücke da- 
gegen unbelastet waren, frage ich die Bundes- 
regierung, in welcher Höhe die Belastung der 
Döbelner Grundstücke nun aus Forderungen 
gegen den Erwerber, die bereits vor der Priva- 
tisierung begründet worden sind, resultiert? 


26. Abgeordneter 
Manfred 
Kolbe 

{ CDU/CSU) 


Da der Verkauf der Döbelner Maschinen- und 
Anlagenbau GmbH an den Erwerber am 18. Mai 
1992 rückwirkend zum 1. Februar 1992 erfolgte, 
wäre interessant zu wissen, wann erstmals Voll- 
streckungsmaßnahmen, Konkurs- oder Ver- 
gleichsverfahren gegen den Erwerber eingeleitet 
oder bekannt wurden? 


27. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, der Stadt Nürn- 
berg bei der Lösung der Wohnungsnot (soziale 
Mietwohnungen) durch den Verkauf der freiwer- 
denden Wohnungen an die städtische Woh- 
nungsbaugesellschaft oder -genossenschaft zu 
helfen? 


28. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Wenn nicht, welchen mehr berechtigten Perso- 
nenkreis oder andere Interessenten gibt es, den 
wohnungsuchenden Familien mit Kindern mit 
geringem Einkommen die mögliche Hilfe vor- 
zuenthalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


29. Abgeordneter 

Ortwin 

Lowack 

(fraktionslos) 


Wie viele Entwicklungshilfemittel und Hermes - 
Bürgschaften wurden für den Auftrag der Firma 
Siemens AG zum Bau eines Gas- und Dampftur- 
binen-Kraftwerkes in Taiwan zugesagt, wie es im 
China-Geschäft, zumindest bei rotchinesischen 
Aufträgen, üblich ist? 
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30. Abgeordneter 

Dr. Klaus-Dieter 
Feige 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Behaup- 
tung der „Thüringer Allgemeine" vom 21. April 
1994, wonach die Wismut in ihrer Zeit als Bundes- 
unternehmen weitere Altlasten geschaffen habe, 
insbesondere durch die Einlagerung von Sonder- 
abfällen auf eine radioaktiv belastete Halde, auf 
der sogenannten Absetzerhalde bei Ronneburg, 
obwohl diese Deponie nur in die Klasse II der so- 
genannten Nordrhein-Westfalen-Liste (gering 
belasteter Bauschutt) eingruppiert ist und die 
Genehmigungsunterlagen von 1991 ausdrück- 
hch die Deponierung von Sonderabfällen unter- 
sagt haben? 


31, Abgeordneter 

Dr. Klaus- Dieter 
Feige 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aufgrund welcher Rechtsvorschriften kann eine 
Deponie genehmigt werden, auf der gleicher- 
maßen besonders überwachungsbedürftige Ab- 
fälle, radioaktiv kontaminiertes Abbruchmaterial 
sowie radioaktiv belastete Schlämme aus der 
Wasseraufbereitung u. a. m. eingelagert werden 
sollen, wie dies von der Wismut im Rahmen der 
Ausweisung eines Deponieersatzstandortes für 
die Mülldeponie auf der sogenannten Absetzer- 
halde bei Ronneburg beabsichtigt ist? 


32. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 
Entwicklung guter Wirtschaftsbeziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland zu Bjelorußland 
besonders darunter leidet, daß der Transit- 
verkehr durch Polen wegen der extrem langen 
Wartezeiten an den Grenzen (bis zu 24 Stunden 
im Personen-, bis zu 10 Tagen im Güterverkehr) 
außerordentlich erschwert wird? 


33. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung auf die polnischen 
Behörden mit dem Ziel einwirken, diese Handels- 
hindernisse schnellstens zu beseitigen, und 
bringt die Bundesregierung dabei diese Handels- 
hindernisse in Zusammenhang mit dem Wunsch 
Polens, Mitglied der Europäischen Union zu wer- 
den? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


34. Abgeordnete 

Regina 

Kolbe 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung, Dr. Norbert Blüm, dem Säch- 
sischen Staatsminister Dr. Kajo Schommer am 
17. März 1994 zugesagt hat, daß die neuen 


9 



Drucksache 12/7356 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Bundesländer 200 Mio. DM für ABM-Mittel zu- 
sätzlich zu den im Haushalt vorgesehenen Mit- 
teln erhalten werden, wovon 120 Mio. DM für 
Sachsen bestimmt sind, und in welchem Zeitraum 
stehen diese Mittel ggf, zur Verfügung? 


35. Abgeordneter 

Dr. Bernd 
Protzner 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung die Beachtung des 
§ 719 a Satz 3 und 4 RVO durch die Berufsgenos- 
senschaften durchsetzen, also gewährleisten, daß 
die Berufsgenossenschaften einen Anschluß- 
zwang nur für diejenigen Mitglieder verfügen 
und dies ihren Mitgliedern auch deutlich ma- 
chen, die nicht schon anderweitig ihren Ver- 
pflichtungen nach dem Arb eit s Sicherheit s ge setz 
(ASiG) genügen? 


36. Abgeordneter 

Dr. Bernd 
Protzner 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung den Wettbewerb 
mit privaten ASiG -Diensten nicht durch Ver- 
mischung ihrer hoheitlichen Tätigkeit (= Ver- 
fügung des Anschlußzwangs bzw. der Befreiung 
vom Anschlußzwang) mit ihrer privatwirtschaft- 
hchen Tätigkeit (= Angebot von ASiG-Dienst- 
leistungen an Jedermann) und durch unzulässige 
Dumping-Preise oder sogar Entgeltbefreiung 
verfälschen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


37. Abgeordneter 

Josef 

Grünbeck 

(RD.P.) 


Trifft es zu, daß bezüglich der Zukunft der 
Colbitz-Letzlinger Heide das Bundesministerium 
der Verteidigung bereits seit Wochen über ein 
vorläufiges Gutachten verfügt, das angeblich po- 
sitiv für die weitere Nutzung der Colbitz-Letzlin- 
ger Heide als Truppenübungsplatz ausfällt? 


38. Abgeordneter 

Josef 

Grünbeck 

(F.D.P.) 


Trifft es zu, daß dagegen ein Gutachten steht, das 
noch nicht veröffentlicht ist und das eine 
Belastung des Grundwassers in der Heide durch 
weitere militärische Nutzung nicht ausschließt? 


39. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Welche Überlegungen und Planungen gibt es 
gegenwärtig im Bundesministerium der Verteidi- 
gung zur Entwicklung eines Anti-Taktischen- 
Ballistischen-Raketensystems (ATBM), und 
inwieweit treffen diesbezügliche Meldungen der 
„ Wirtschaf tswoche" vom 15. April 1994 zu? 
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40. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Geht die Bundesregierung von einem Bedarf für 
ein ATBM- System für Europa und die Bundes- 
republik Deutschland aus, und auf welche Bedro- 
hungsanalysen stützt sich gegebenenfalls eine 
solche Bedarfsermittlung? 


41. Abgeordnete 

Dr. Elke 

Leonhard- Schmid 


(SPD) 


Wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
indonesische Stellen oder Privatpersonen neben 
dem Kaufpreis für die 39 Kriegsschiffe und 
3 U-Boote auch noch um andere Zuwendungen 
an nichtstaatliche Stellen gebeten, ähnlich wie es 
im Zusammenhang mit der Lieferung von Kriegs- 
schiffen an Malta im März 1994 in der Presse 
bekannt wurde, und wenn ja, an welche? 


42. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung 
getroffen, um zu verhindern, daß die im Irak auch 
in den nördlichen und südlichen Sicherheits- 
zonen fliegenden deutschen Hubschrauber 
(Heeresflieger Mendig) von den in diesem Gebiet 
operierenden Jagdflugzeugen abgeschossen 
werden können? 


43. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Welche personellen Einsparungen und organi- 
satorischen Veränderungen (auch Privatisierun- 
gen) sind vom Bundesministerium der Vertei- 
digung für den Geschäftsbereich des Bundes- 
wehramtes für Wehrtechnik und Beschaffung 
(BWB) geplant? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


44. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang und zeithchen Abstand wer- 
den die Mannheimer Stadtteile Vogelstang, Wall- 
start und Feudenheim von Frankfurt aus von 
Militärmaschinen in welcher Höhe überflogen? 


45. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung gegen den 
durch zivile Verkehrsflugzeuge über den Mann- 
heimer Stadtteilen Vogelstang, Wallstart, 
Gartenstadt und Feudenheim verursachten, von 
großen Teilen der Bevölkerung als unerträghch 
empfundenen Fluglärm? 
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46. Abgeordneter 

Bodo 

Seidenthal 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch den Ausbau der Verkehrsprojekte Deut- 
sche Einheit (Schiene) in Bahnhöfen verursachte 
Maßnahmen (Bau von behindertengerechten 
Zugängen zu den Bahnsteigen, Errichtung von 
Wegeleit- und Infosystemen, Wetterschutz) nach 
dem Verursacherprinzip von der Deutschen Bahn 
AG aus dem Projekttitel „Deutsche Einheit" voll- 
ständig zu tragen sind, und wenn nein, auf wen 
verteilen sich diese Kosten? 


47. Abgeordneter 

Bodo 

Seidenthal 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die betroffenen Kommunen einen 
GVFG-Antrag für die genannten Maßnahmen 
stellen müssen, und wäre hierbei die Übernahme 
der Komplementärmittel durch die DB AG mög- 
lich? 


48. Abgeordneter 

Eckart 

Kuhlwein 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die in der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung auf Drucksache 12/6964 ange- 
gebenen Kosten für den Bau einer Transrapid- 
Trasse von Hamburg nach Berlin nicht die Kosten 
für die Einführung der Trassen in die beiden 
Großstädte enthält (Hamburg/Hauptbahnhof 
bzw. Lehrter Bahnhof Berlin), und um welche 
Summe werden sich die Kosten bei oberirdischer 
bzw. unterirdischer Einführung erhöhen? 


49. Abgeordneter 

Eckart 

Kuhlwein 

(SPD) 


Welche Kosten entstehen bei der Anpassung der 
übrigen Verkehrswege an die von der Bundes- 
regierung geplante Transrapid-Trasse von 
Hamburg nach Berlin, und kann die Bundes- 
regierung verbindlich Zusagen, daß die Kosten 
für den Bau dieser Anpassungsmaßnahmen und 
für deren Unterhaltung zu 100 Prozent vom Bund 
als Veranlasser übernommen werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


50. Abgeordnete 

Ina 

Alb o Witz 

(F.D.P.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Sam- 
melgefäße zur getrennten Sammlung der Haus- 
haltsabfälle (Altpapier, Wertstoffe, organische 
Abfälle) in der Bundesrepublik Deutschland je 
nach Gebietskörperschaft farblich uneinheitlich 
bereitgestellt werden, und wenn ja, wie beurteilt 
die Bundesregierung die Möglichkeit zur Förde- 
rung der getrennten Sammlung von Abfällen, die 
Farben der Sammelgefäße bundeseinheitlich 
festzulegen, um damit einen Beitrag zur Senkung 
der Abfallgebühren zu leisten? 
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51. Abgeordnete 

Ina 

Alb o Witz 

(F.D.P.) 


Kämen hierfür nach Ansicht der Bundesregie- 
rung Anforderungen an die Entsorgung nach 
dem Stand der Technik bzw. mit den Ländern 
abgestimmte Empfehlungen in Frage, und wie 
beurteilt sich die Rechtslage nach dem Kreislauf- 
wirtschafts- und Abfallgesetz? 


52. Abgeordneter 

Karl 

Diller 

(SPD) 


Treffen die von Greenpeace gegenüber der 
Presse (vgl. „Trie rischer Volksfreund" Nr. 91 vom 
20. April 1994) behaupteten Fakten, wie jährhch 
rollen durch Trier 40 Bahntransporte mit Atom- 
müll, teils mit relativ gering radioaktiven Brenn- 
elementen für Atomkraftwerke, teils mit hoch 
radioaktiven abgebrannten Brennelementen, 
teils mit Uranhexafluorid in jeweils lächerlich 
schwach geschützten Behältern, die weder einem 
Zusammentsoß bei 50 km/h noch einem Feuer mit 
einer Fhtzeentwicklung von 800 °C standhalten, 
so daß ein Unglück im Stadtbereich von Trier 
dazu zwinge, möglichst schnell die ganze Stadt 
zu evakuieren, nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung zu, oder wie ist jeweils der tatsächliche 
Sachverhalt? 


53. Abgeordneter 

Dr, Klaus 
Kühler 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die konkreten 
Ergebnisse der am 21. und 22. April 1994 von der 
lAEO durchgeführten Tschernobyl- Sonderkon- 
ferenz, und in welcher Weise wird sie sich an der 
Umsetzung der Ergebnisse beteihgen? 


Bonn, den 22. April 1994 
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